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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert wird 

Ausnahmen von der Vollversicherung Ausnahmen von der Vollversicherung 
§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach 

§ 7 oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 
§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach 

§ 7 oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. a) Dienstnehmer hinsichtlich einer Beschäftigung in einem öffentlich-

rechtlichen oder unkündbaren privatrechtlichen Dienstverhältnis zum 
Bund, zu einem Bundesland, einem Bezirk oder einer Gemeinde 
sowie zu von diesen Körperschaften verwalteten Betrieben, 
Anstalten, Stiftungen oder Fonds, ferner die dauernd angestellten 
Dienstnehmer der gesetzlich anerkannten Religionsgesellschaften 
und die dauernd angestellten Dienstnehmer und die 
Vorstandsmitglieder der Z-Länderbank Bank Austria 
Aktiengesellschaft, der Anteilsverwaltung-Zentralsparkasse und der 
Salzburger Sparkasse sowie deren Rechtsnachfolger, alle diese, wenn 

 3. a) Dienstnehmer hinsichtlich einer Beschäftigung in einem öffentlich-
rechtlichen oder unkündbaren privatrechtlichen Dienstverhältnis zum 
Bund, zu einem Bundesland, einem Bezirk oder einer Gemeinde 
sowie zu von diesen Körperschaften verwalteten Betrieben, 
Anstalten, Stiftungen oder Fonds, ferner die dauernd angestellten 
Dienstnehmer der gesetzlich anerkannten Religionsgesellschaften 
und die dauernd angestellten Dienstnehmer und die 
Vorstandsmitglieder der Salzburger Sparkasse sowie deren 
Rechtsnachfolger, alle diese, wenn 

 aa) und bb) …  aa) und bb) … 
 b) …  b) … 
 3a. bis 3c. …  3a. bis 3c. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
 Ende der Pensionsversicherungsfreiheit eines aufrechten Dienstverhältnisses 

 § 311a. (1) Endet die Pensionsversicherungsfreiheit eines im § 5 Abs. 1 Z 3 
lit. a in der am 29. Februar 2016 geltenden Fassung genannten 
Dienstverhältnisses, ohne dass der Dienstnehmer/die Dienstnehmerin aus dem 
bisher pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis ausgeschieden ist, so ist ein 
Überweisungsbetrag nach § 311 zu leisten. Dabei beträgt der 
Überweisungsbetrag abweichend von § 311 Abs. 5 für jeden Monat des 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnisses 22,8% der 
Berechnungsgrundlage (§ 311 Abs. 6). 

 (2) Wurde ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 geleistet, so ist für das 
betroffene Dienstverhältnis die Aufnahme in die Pensionsversicherungsfreiheit 
nach den §§ 308 bis 310 ausgeschlossen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Fälligkeit der Überweisungsbeträge Fälligkeit der Überweisungsbeträge 

§ 312. (1) Die Überweisungsbeträge sind binnen 18 Monaten nach dem 
Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis zu leisten 
bzw. zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung gestellt, so sind die Überweisungsbeträge 
unverzüglich zu leisten bzw. zurückzuzahlen. Bei verspäteter Zahlung ist der 
Überweisungsbetrag mit dem Aufwertungsfaktor nach § 108c, der für das Jahr 
des Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis gilt, 
aufzuwerten. 

§ 312. (1) Die Überweisungsbeträge sind binnen 18 Monaten nach dem 
Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (Ende der 
Pensionsversicherungsfreiheit des Dienstverhältnisses) zu leisten bzw. 
zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung gestellt, so sind die Überweisungsbeträge unverzüglich zu 
leisten bzw. zurückzuzahlen. Bei verspäteter Zahlung ist der 
Überweisungsbetrag mit dem Aufwertungsfaktor nach § 108c, der für das Jahr 
des Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis gilt, 
aufzuwerten. 

(2) Abweichend von Abs. 1 erster Satz sind die Überweisungsbeträge in 
Fällen, in denen die Leistungswirksamkeit der Versicherungsmonate erst ab dem 
61. Kalendermonat nach dem Austritt aus dem pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis eintritt (§ 313 Abs. 2), bis zu diesem Zeitpunkt zu leisten bzw. 
zurückzuzahlen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 erster Satz sind die Überweisungsbeträge in 
Fällen, in denen die Leistungswirksamkeit der Versicherungsmonate erst ab dem 
61. Kalendermonat nach dem Austritt aus dem pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis eintritt (§ 313 Abs. 2), bis zu diesem Zeitpunkt zu leisten bzw. 
zurückzuzahlen. 

 Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xx/2016 
 § 696. (1) § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/2016 tritt mit 1. März 2016, die §§ 311a samt Überschrift und 312 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2016 treten rückwirkend mit 
1. Februar 2016 in Kraft, wenn der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz mit Verordnung feststellt, dass die Europäische Kommission 
den Überweisungsbetrag nach § 311a nicht als verbotene staatliche Beihilfe 
beurteilt. 

 (2) Für Personen mit Anwartschaft auf Ruhe- und Versorgungsgenüsse 
gegenüber der UniCredit Bank Austria Aktiengesellschaft, die mit dieser bis zum 
Ablauf des 29. Februar 2016 vereinbaren, dass ihr Dienstverhältnis zur 
UniCredit Bank Austria Aktiengesellschaft längstens mit Ablauf des 
31. Dezember 2016 endet, ist § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a in der am 29. Februar 2016 
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

 (3) Für DienstnehmerInnen und Vorstandsmitglieder der UniCredit Bank 
Austria Aktiengesellschaft, deren bisher pensionsversicherungsfreies 
Dienstverhältnis frühestens ab 1. März 2016 der Vollversicherung nach § 4 
unterliegt, sind 

    1. für die verlängerte Dauer des Krankengeldanspruches nach § 139 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1 letzter Satz Zeiten der Zugehörigkeit zu einer 
Krankenfürsorgeeinrichtung anzurechnen; 

    2. aus dem Versicherungsfall der Mutterschaft, wenn dieser bereits vor 
Einbeziehung in die Vollversicherung nach § 4 eingetreten ist, zu 
gewähren: 

    a) Sachleistungen, wenn die ehemals zuständige 
Krankenfürsorgeeinrichtung keine Ausleistungspflicht trifft, und 

    b) Wochengeld, wenn weder die ehemals zuständige 
Krankenfürsorgeeinrichtung noch die UniCredit Bank Austria 
Aktiengesellschaft eine entsprechende Geldleistung gewähren. 
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